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Stellungnahme  

zum Referentenentwurf für eine Frühstartrente 

 
I. Vorbemerkung 

Der Hauptverband der landwirtschaftlichen Buchstellen und Sachverständigen e. V. (HLBS) 
begleitet das deutsche Steuerrecht seit über 100 Jahren und setzt sich seither für eine praxis-
gerechte Umsetzung der steuerrechtlichen Rahmenbedingungen im Bereich der Land- und 
Forstwirtschaft ein. Wir danken für die Möglichkeit zur Stellungnahme und merken zum Refe-
rentenentwurf das Folgende an: 

II. Bürokratieabbau und Verwaltungsvereinfachung 

Der Referentenentwurf verfolgt das Ziel, allen Kindern einen frühzeitigen Zugang zu einer kapi-
talgedeckten Altersvorsorge zu eröffnen. Die vorgesehene Ausgestaltung führt jedoch zu einer 
erheblichen Komplexität des Verwaltungsvollzugs und zu zusätzlichem Beratungsbedarf. 
 
Während für Kinder mit einem zertifizierten Altersvorsorgevertrag individuelle Förderverfahren 
eingerichtet werden, erfolgt für Kinder ohne Vertrag eine kollektive Kapitalanlage über ein Son-
dervermögen des Bundes. Damit bestehen für einen Zeitraum von bis zu zwölf Jahren zwei un-
terschiedliche Verwaltungs- und Förderstrukturen parallel nebeneinander. Diese Parallelstruk-
tur erfordert insbesondere 
 

• die Führung individueller Vertragsbeziehungen bereits im Kindesalter, 
• umfangreiche Datenübermittlungen zwischen Anbietern, der Zentralen Stelle und dem 

Bundeszentralamt für Steuern, 
• fortlaufende Anspruchsprüfungen, 
• Änderungs- und Korrekturverfahren sowie 
• spätere Übertragungsprozesse zwischen kollektiver und individueller Vermögensver-

waltung. 
 
Aus Sicht des Verbandes sollte geprüft werden, ob der angestrebte Förderzweck mit einer deut-
lich einfacheren Verwaltungsstruktur erreicht werden kann. 
 
III. Zielgerichteter Kapitalaufbau auch ohne Doppelstrukturen möglich 

Der langfristige Kapitalaufbau setzt nicht zwingend voraus, dass bereits mit Vollendung des 
sechsten Lebensjahres individuelle Altersvorsorgeverträge eingerichtet werden. 
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Die staatliche Förderung berührt die zivilrechtliche Beurteilung eines Vertragsabschlusses 
nach § 107 BGB nicht. Ob der Abschluss eines individuellen Altersvorsorgevertrages für Min-
derjährige ausschließlich rechtlich vorteilhaft ist, bedarf daher weiterhin einer eigenständi-
gen zivilrechtlichen Bewertung. 

Es erscheint deshalb sachgerecht, die staatlichen Fördermittel zunächst ausschließlich jahr-
gangsweise in einem zentral verwalteten Sondervermögen anzulegen und eine Individuali-
sierung erst zu einem späteren sachgerechten Zeitpunkt vorzunehmen. Hierdurch würden 
sowohl die Zuführungs- als auch die Melde- und Verwaltungsverfahren erheblich vereinfacht. 

Als geeigneter Anknüpfungspunkt kommt insbesondere die Aufnahme einer Berufsausbil-
dung, eines Studiums oder einer vergleichbaren Phase eigenverantwortlicher wirtschaftli-
cher Lebensgestaltung in Betracht. 

Eine solche Ausgestaltung würde 

• den Verwaltungsaufwand erheblich reduzieren, 

• die Zahl individueller Vertragsverhältnisse deutlich verringern, 

• die Datenverarbeitung vereinfachen, 

• Vollzugskosten senken und 

• die Förderarchitektur insgesamt transparenter gestalten, 

ohne den langfristigen Kapitalaufbau wesentlich zu beeinträchtigen. 

 

IV. Gesetzgeberische Typisierung sachgerecht umsetzen 

Nach dem Gesetzeszweck soll die Förderung an den Besuch einer allgemeinen Bildungseinrich-
tung anknüpfen. Eine Individualisierung der Altersvorsorge erst mit dem Eintritt in eine Phase 
eigenverantwortlicher wirtschaftlicher Lebensgestaltung erscheint deshalb realitätsgerechter 
und folgerichtiger als eine Anknüpfung an den Wohnsitz.  
 
Mit der Aufnahme einer Berufsausbildung, eines Studiums oder einer vergleichbaren eigenver-
antwortlichen Tätigkeit ist der Besuch einer allgemeinen Bildungseinrichtung typischerweise 
abgeschlossen. Zugleich beginnt regelmäßig die Phase eigenständiger wirtschaftlicher Verant-
wortung. Erst zu diesem Zeitpunkt besteht regelmäßig ein eigener Bezug zur Altersvorsorge so-
wie die Möglichkeit, eigenverantwortliche Vorsorgeentscheidungen zu treffen und über die Fort-
führung der staatlich geförderten Altersvorsorge selbst zu entscheiden. 
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Demgegenüber werden individuelle Altersvorsorgeverträge während der Minderjährigkeit aus-
schließlich durch die gesetzlichen Vertreter abgeschlossen und verwaltet. Die eigentliche Vor-
sorgeentscheidung wird daher regelmäßig nicht durch die anspruchsberechtigte Person selbst 
getroffen. Dies gilt auch für viele land- und forstwirtschaftliche Familienbetriebe. Im Hinblick 
auf spätere Hofübernahmen beginnt die Phase eigenverantwortlicher wirtschaftlicher Verant-
wortung häufig bereits im Zusammenhang mit einer landwirtschaftlichen Berufsausbildung 
oder einem entsprechenden Studium. Ein späterer Zeitpunkt der Individualisierung erscheint 
deshalb auch aus agrarstruktureller Sicht sachgerecht und entspricht den typischen Lebens- 
und Erwerbsverläufen in familiengeführten Betrieben. 
 
Eine spätere Individualisierung dürfte den gesetzgeberischen Förderzweck gleichermaßen er-
reichen und zugleich den Verwaltungs- und Beratungsaufwand reduzieren. 
 
V. Steuerrechtliche Folgerichtigkeit gewährleisten  

Bereits nach geltendem Recht bestehen vielfältige Möglichkeiten, für Kinder Vermögen aufzu-
bauen. Insbesondere können Eltern und Großeltern langfristige Sparpläne oder Wertpapierde-
pots im Rahmen des bestehenden Kapitalmarkt- und Abgeltungsteuersystems nutzen. 
 
Vor diesem Hintergrund erscheint es nicht zwingend erforderlich, bereits während der Minder-
jährigkeit zusätzlich ein staatlich gefördertes Individualvorsorgesystem vorzuhalten. 
 
Eine zunächst ausschließlich zentral verwaltete Kapitalanlage würde die Abgrenzung zwischen 
allgemeiner privater Vermögensbildung und staatlich geförderter Altersvorsorge vereinfachen. 
Die steuerliche Förderung würde sich auf die Phase konzentrieren, in der die anspruchsbe-
rechtigte Person ihre Altersvorsorge eigenverantwortlich gestaltet. 
 
Zugleich bliebe die private Vermögensbildung während der Minderjährigkeit weiterhin dem 
bestehenden Abgeltungsteuersystem überlassen. Hierdurch würden die unterschiedlichen 
steuerlichen Regelungsbereiche klar voneinander abgegrenzt. 
 
VI. Vollständige Gesetzesfolgenabschätzung sicherstellen 

Der Referentenentwurf stellt die finanziellen Auswirkungen überwiegend aus Sicht des Bun-
deshaushalts sowie des unmittelbaren Verwaltungsvollzugs dar. 

Soweit die Frühstartrente nach der Gesetzesbegründung langfristig zur Verminderung von Al-
tersarmut, zur Stärkung privater Altersvorsorge und zum Vermögensaufbau beitragen soll, er-
scheint es sachgerecht, die gesamtstaatlichen Finanzwirkungen umfassender zu untersu-
chen. 
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Hierzu zählen insbesondere mögliche mittel- und langfristige Auswirkungen auf das Steuer-
aufkommen aus der Abgeltungsteuer sowie auf andere öffentliche Haushalte, soweit sich Ver-
änderungen bei steuerfinanzierten Sozialleistungen oder sonstigen öffentlichen Unterstüt-
zungsleistungen ergeben können. 

Der Verband regt daher an, die Gesetzesfolgenabschätzung um eine entsprechende Betrach-
tung der gesamtstaatlichen Folgewirkungen zu ergänzen. Hiermit ist keine Aussage über eine 
bestimmte Finanzierungsverantwortung verbunden. Vielmehr knüpft eine solche Betrach-
tung an die in der Gesetzesbegründung genannten sozialpolitischen Ziele an und dient einer 
transparenten Bewertung der langfristigen fiskalischen Auswirkungen. 

Der Verband begrüßt ausdrücklich, dass der Referentenentwurf eine Evaluierung des Geset-
zes vorsieht. Dabei sollte auch untersucht werden, in welchem Umfang die Förderung tat-
sächlich in Anspruch genommen wird und ob sich Unterschiede zwischen städtischen und 
ländlichen Räumen ergeben. Aus Sicht des Verbandes erscheint es darüber hinaus sinnvoll, 
die Inanspruchnahme in land- und forstwirtschaftlich geprägten Familien gesondert auszu-
werten, um die Zielgenauigkeit der Förderung auch für diese Bevölkerungsgruppe beurteilen 
zu können. 

 
VII. Beratung auf den Zeitpunkt eigenverantwortlicher Vorsorge konzentrieren 

Die steuerberatenden Berufe begleiten ihre Mandanten regelmäßig beim Eintritt in das Be-
rufsleben, beim Aufbau privaten Vermögens sowie bei der Gestaltung der Altersvorsorge. In 
dieser Lebensphase entsteht regelmäßig erstmals ein eigenständiger Beratungsbedarf hin-
sichtlich steuerlicher Fördermöglichkeiten und langfristiger Vermögensentscheidungen. 

Demgegenüber führen individuelle Altersvorsorgeverträge für Minderjährige überwiegend zu 
zusätzlichen Verwaltungs- und Dokumentationspflichten. Der hierdurch entstehende Bera-
tungsbedarf betrifft vielfach formale Verfahrens- und zivilrechtliche Fragestellungen, ohne 
dass bereits eine eigenverantwortliche Vorsorgeentscheidung der anspruchsberechtigten 
Person erfolgt. 

Aus Sicht des Verbandes sollte deshalb geprüft werden, ob die individuelle Beratung erst zu 
dem Zeitpunkt einsetzt, in dem die anspruchsberechtigte Person ihre Altersvorsorge eigen-
verantwortlich gestaltet. Dadurch könnten Verwaltungs- und Beratungsaufwand auf den ei-
gentlichen Förderzweck konzentriert und die besondere Sachkunde der steuerberatenden 
Berufe dort eingesetzt werden, wo sie den größten Nutzen für die Mandanten entfaltet. 
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VIII. Zusammenfassung 

Der HLBS unterstützt das Ziel, den frühzeitigen Aufbau einer kapitalgedeckten Altersvorsorge 
zu fördern. Aus Sicht des Verbandes sollte jedoch geprüft werden, ob dieses Ziel mit einem 
einfacheren und verwaltungsökonomischeren Verfahren erreicht werden kann. 

Eine zunächst zentral verwaltete Vermögensanlage mit einer späteren Überführung in einen 
individuellen Altersvorsorgevertrag könnte den Verwaltungsaufwand erheblich reduzieren, 
zivilrechtliche Fragestellungen im Zusammenhang mit Minderjährigen vermeiden und die 
Abgrenzung zwischen allgemeiner privater Vermögensbildung und staatlich geförderter Al-
tersvorsorge vereinfachen. 

Zugleich würde die individuelle Vertragsgestaltung und steuerliche Beratung auf den Zeit-
punkt konzentriert, in dem die anspruchsberechtigte Person eigenverantwortlich über ihre 
Altersvorsorge entscheidet. Dadurch könnten Verwaltungs- und Beratungsaufwand auf den 
eigentlichen Förderzweck fokussiert und die steuerberatenden Berufe ihre besondere Sach-
kunde dort einsetzen, wo sie den größten Nutzen für die Betroffenen entfaltet. 

Darüber hinaus erscheint es sachgerecht, die Gesetzesfolgenabschätzung um eine Darstel-
lung der mittel- und langfristigen gesamtstaatlichen finanziellen Auswirkungen zu ergänzen. 
Die vorgesehene Evaluierung des Gesetzes wird ausdrücklich begrüßt. Sie sollte insbeson-
dere auch Erkenntnisse über die tatsächliche Inanspruchnahme der Förderung sowie deren 
Wirkung im ländlichen Raum und in land- und forstwirtschaftlich geprägten Familien liefern. 

 

Berlin, im Juli 2026  

Hauptverband der landwirtschaftlichen Buchstellen  

und Sachverständigen e. V. 


